
1Ausgegeben: 19. 11. 2012

Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes 
und des Gesetzes zur Ausführung 

des Personenstandsgesetzes

Der Landtag hat am 15. November 2012 das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Polizeigesetzes

Das Polizeigesetz in der Fassung vom 13. Januar 1992
(GBl. S. 1, ber. S. 596, 1993 S. 155), zuletzt geändert
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 4. Mai 2009 (GBl.
S. 195, 199), wird wie folgt geändert:

1. § 9 a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Maßnahmen nach §§ 20 bis 23, 25 bis 27, 29
bis 33, 35 und 36, die sich gegen einen in § 53
Absatz 1 der Strafprozessordnung genannten
Berufsgeheimnisträger richten und voraus-
sichtlich Erkenntnisse erbringen würden, über
die diese Person das Zeugnis verweigern dürf-
te, sind unzulässig.“

bb) Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Die Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend, wenn
durch eine Maßnahme, die sich nicht gegen
einen in § 53 Absatz 1 der Strafprozessord-
nung genannten Berufsgeheimnisträger rich-
tet, von einer dort genannten Person Erkennt-
nisse erlangt werden, über die sie das Zeugnis
verweigern dürfte.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Maßnahmen, durch die ein Berufsgeheimnis -
träger betroffen wäre und dadurch voraus-
sichtlich Erkenntnisse erlangt würden, über

die diese Person das Zeugnis verweigern dürf-
te, sind abweichend von Absatz 1 zulässig,
soweit dies zur Abwehr einer unmittelbar be-
vorstehenden Gefahr für Leben, Gesundheit
oder Freiheit erforderlich ist.“

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Dies gilt nicht für Berufsgeheimnisträger
nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und
4 der Strafprozessordnung sowie für einen
Rechtsanwalt, eine nach § 206 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung in eine Rechtsanwalts-
kammer aufgenommene Person oder einen
Kammerrechtsbeistand.“

2. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch
das Wort „und“ ersetzt.

bb) Es wird folgende Nummer 5 angefügt:

„5. der Einsatz von Personen, deren Zusam-
menarbeit mit der Polizei Dritten nicht be-
kannt ist (Vertrauenspersonen).“

b) In Absatz 3 werden die Wörter „eine längerfris -
tige Observation, durch den verdeckten Einsatz
technischer Mittel zur selbsttätigen Bildaufzeich-
nung sowie zum Abhören und Aufzeichnen des
nicht öffentlich gesprochenen Wortes auf Tonträ-
ger, durch den verdeckten Einsatz technischer
Mittel zur Feststellung des Aufenthaltsortes oder
der Bewegungen einer Person oder einer beweg -
lichen Sache oder durch den Einsatz Verdeckter
Ermittler“ durch die Wörter „besondere Mittel der
Datenerhebung“ ersetzt.

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Straftaten mit erheblicher Bedeutung sind

1. Verbrechen,

2. Vergehen, die im Einzelfall nach Art und
Schwere geeignet sind, den Rechtsfrieden be-
sonders zu stören, soweit 

Landtag von Baden-Württemberg 
15. Wahlperiode

Drucksache 15 / 2675

Gesetzesbeschluss

des Landtags

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2675

2

a) sie sich gegen das Leben, die Gesundheit
oder die Freiheit einer oder mehrerer Perso-
nen oder bedeutende fremde Sach- oder
Vermögenswerte richten,

b) es sich um Taten auf den Gebieten des un-
erlaubten Waffen- oder Betäubungsmittel-
verkehrs, der Geld- oder Wertzeichenfäl-
schung, des Staatsschutzes (§§ 74a und 120
des Gerichtsverfassungsgesetzes) oder nach
den §§ 86a, 109h, 126, 130 und 130a des
Strafgesetzbuches handelt,

c) sie gewerbs-, gewohnheits-, serien-, ban-
denmäßig oder sonst organisiert begangen
werden.“

d) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Diese können die Anordnungsbefugnis auf be-
sonders beauftragte Beamte des höheren Dienstes
übertragen.“

e) Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Unterrichtung unterbleibt, wenn hierdurch
die weitere Verwendung des Verdeckten Ermitt-
lers oder der Vertrauensperson für Maßnahmen
nach Absatz 1 Nummer 4 oder 5 oder Leben oder
Gesundheit einer Person gefährdet würde, sich an
den die Maßnahme auslösenden Sachverhalt ein
Ermittlungsverfahren gegen die betroffene Person
anschließt oder seit Beendigung der Maßnahme
fünf Jahre verstrichen sind.“

3. § 23 a wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:

„(1) Der Polizeivollzugsdienst kann ohne Wissen
des Betroffenen Verkehrsdaten im Sinne des § 96
Absatz 1 des Telekommunikationsgesetzes über
die in den §§ 6 und 7 sowie unter den Vorausset-
zungen des § 9 über die dort genannten Personen
erheben, soweit bestimmte Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass eine konkrete Gefahr für
Leib, Leben oder Freiheit einer Person, für den
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines
Landes oder eine gemeine Gefahr vorliegt. Die
Datenerhebung ist auch zulässig, soweit bestimm-
te Tatsachen auf eine im Einzelfall durch be-
stimmte Personen drohende Gefahr für eines der
in Satz 1 genannten Rechtsgüter hinweisen. Date-
nerhebungen dürfen nur durchgeführt werden,
wenn sonst die Erfüllung der polizeilichen Auf -
gabe gefährdet oder wesentlich erschwert würde.
Die Datenerhebung darf auch durchgeführt wer-
den, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(2) Eine Maßnahme nach Absatz 1 bedarf der An-
ordnung durch das Amtsgericht, in dessen Bezirk
die zuständige Polizeidienststelle ihren Sitz hat.

Die Anordnung wird vom Gericht nur auf Antrag
erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung eines
Regierungspräsidiums, des Landeskriminalamtes,
eines Polizeipräsidiums oder einer Polizeidirek -
tion schriftlich zu stellen und zu begründen. Diese
können die Antragsbefugnis auf besonders beauf-
tragte Beamte des höheren Dienstes übertragen.
Die Anordnung des Gerichts muss eine Kennung
des Telekommunikationsanschlusses oder des End -
gerätes enthalten, bei dem die Datenerhebung
über eine in Absatz 1 genannte Person durchge-
führt wird. Im Falle einer unmittelbar bevor -
stehenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder
Freiheit einer Person genügt eine räumliche und
zeitlich hinreichende Bezeichnung der Telekom-
munikation. Im Übrigen gilt § 23 Absatz 3.

(3) Abweichend von Absatz 2 darf eine Maß -
nahme nach Absatz 1, die allein auf die Ermittlung
des Aufenthaltsortes einer vermissten, suizid ge -
fährdeten oder hilflosen Person gerichtet ist, durch
die Leitung eines Regierungspräsidiums, des Lan-
deskriminalamtes, eines Polizeipräsidiums oder
einer Polizeidirektion angeordnet werden. Diese
können die Anordnungsbefugnis auf besonders be-
auftragte Beamte des höheren Dienstes übertra-
gen.“

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Nach den Worten „Anordnung nach Absatz“ wird
die Angabe „2 oder“ eingefügt.

c) Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „Satz 1 Nr. 1“ wird gestrichen.

bb) Nach dem Wort „Zwecken“ werden die Wör-
ter „bei Vorliegen einer unmittelbar bevor -
stehenden Gefahr“ eingefügt.

d) Absatz 8 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Die Speicherung, Veränderung, Nutzung und
Übermittlung ist auch zulässig, soweit dies erfor-
derlich ist

1. zur Abwehr einer anderen Gefahr im Sinne des
Absatzes 1 oder

2. zur Aufklärung von Straftaten, die nach der
Strafprozessordnung in der jeweils geltenden
Fassung die Erhebung von Verkehrsdaten
rechtfertigen.“

e) Nach Absatz 8 wird folgender neuer Absatz 9 ein-
gefügt:

„(9) Der Polizeivollzugsdienst kann ohne Wissen
des Betroffenen Daten im Sinne der §§ 95 und
111 des Telekommunikationsgesetzes über die in
§§ 6 und 7 sowie unter den Voraussetzungen des 
§ 9 über die dort genannten Personen erheben, so-
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weit dies zur Abwehr einer Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist.
Absatz 1 Satz 4 sowie Absatz 5 Satz 1, 3 und 4
gelten entsprechend.“

f) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10.

4. § 28 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden die Wörter „Dem in Gewahr-
sam Genommenen“ durch die Wörter „Der in Ge-
wahrsam genommenen Person“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 5 werden nach dem Wort „Ent-
scheidung“ die Wörter „nach Satz 3“ eingefügt
und das Wort „sie“ durch das Wort „diese“ er-
setzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „eine Person in
Gewahrsam genommen ist“ durch die Wörter
„die in Gewahrsam genommene Person fest-
gehalten wird“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „Vor-
schriften des“ die Wörter „Buches 1 Ab-
schnitte 1 bis 3 sowie 6, 7 und 9 des“ einge-
fügt und nach den Wörtern „freiwilligen Ge-
richtsbarkeit“ die Wörter „ , soweit nichts an-
deres bestimmt ist“ angefügt.

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Die persönliche Anhörung der in Gewahrsam
genommenen Person durch das Gericht kann
im Bereitschaftsdienst (§ 4 Absatz 2 des Geset-
zes zur Ausführung des Gerichtsverfassungs-
gesetzes und von Verfahrensgesetzen der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit) auch telefonisch
durchgeführt werden.“

dd) Der neue Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Die gerichtliche Entscheidung wird mit Er-
lass wirksam; sie bedarf zu ihrer Wirksamkeit
nicht der Bekanntgabe an die in Gewahrsam
genommene Person.“

ee) Im neuen Satz 5 werden die Wörter „(§ 4 Abs. 2
des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsver-
fassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen
der ordentlichen Gerichtsbarkeit)“ gestrichen.

ff) Im neuen Satz 6 wird nach dem Wort „statt“
folgender Halbsatz eingefügt:

„ ; für die Beschwerde gelten die Vorschriften
des Buches 1 Abschnitt 5 Unterabschnitt 1
des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit“.

5. § 37 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu
Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicher-
heit oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen
Betriebs einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert
worden sind, dürfen zu einem anderen Zweck nur
verarbeitet werden, soweit dies zur Abwehr einer ge-
genwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person erforderlich ist oder Anhaltspunkte
dafür vorliegen, dass ohne ihre Verarbeitung die vor-
beugende Bekämpfung oder Verfolgung von Strafta-
ten mit erheblicher Bedeutung aussichtslos oder we-
sentlich erschwert wäre.“

6. Nach § 38 Absatz 5 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

„Werden innerhalb der Fristen weitere personenbe-
zogene Daten über dieselbe Person gespeichert, so
gilt für alle Speicherungen gemeinsam die Frist, die
als letzte endet.“

7. § 39 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Datenabgleich“.

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Der Polizeivollzugsdienst kann personenbezogene
Daten der in §§ 6 und 7 genannten Personen mit dem
Inhalt polizeilicher Dateien oder Dateien, für die er
eine Berechtigung zum Abruf hat, ab gleichen.“

8. Die Überschrift von § 40 wird wie folgt gefasst:

„Besondere Formen des Datenabgleichs“.

9. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Datenübermittlung innerhalb der Polizei sowie
an andere öffentliche Stellen“.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Län-
der“ die Wörter „sowie Behörden des Zollfahn-
dungsdienstes“ eingefügt.

c) Es werden folgende Absätze 7 und 8 angefügt:

„(7) Die Polizei kann personenbezogene Daten an
andere öffentliche Stellen übermitteln, soweit dies 

1. zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder

2. zur Abwehr einer Gefahr durch den Empfänger
erforderlich oder

3. in einer anderen Rechtsvorschrift außerhalb
des Landesdatenschutzgesetzes vorgesehen ist. 
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In Fällen der Nummern 1 und 2 dürfen auch
Daten übermittelt werden, die zur vorbeugenden
Bekämpfung von Straftaten gespeichert werden.
Ausgenommen sind Daten der in § 20 Absatz 3
Nummern 2 bis 5 genannten Personen.

(8) Die Übermittlung personenbezogener Daten
an das Landesamt für Verfassungsschutz richtet
sich nach dem Landesverfassungsschutzgesetz.“

10. § 43 wird wie folgt gefasst:

„§ 43

Datenübermittlung an ausländische 
öffentliche Stellen sowie an über- und 

zwischenstaatliche Stellen

(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten an öf-
fentliche Stellen außerhalb des Geltungsbereichs des
Grundgesetzes sowie an über- oder zwischenstaat -
liche Stellen übermitteln, soweit

1. sie hierzu durch völkerrechtliche Vereinbarungen
über eine polizeiliche Zusammenarbeit berechtigt
oder verpflichtet ist,

2. dies zur Wahrnehmung einer polizeilichen Aufga-
be der übermittelnden Stelle erforderlich ist oder

3. dies zur Abwehr einer erheblichen Gefahr durch
den Empfänger erforderlich ist.

(2) Die Übermittlung unterbleibt, soweit Grund zu
der Annahme besteht, dass dadurch gegen den
Zweck eines Bundes- oder Landesgesetzes verstoßen
würde oder überwiegende schutzwürdige Interessen
der betroffenen Person beeinträchtigt würden. Die
empfangende Stelle ist darauf hinzuweisen, dass die
Daten nur zu dem Zweck genutzt werden dürfen, zu
dessen Erfüllung sie ihr übermittelt wurden. Die Hin-
weispflicht entfällt bei Übermittlungen im Sinne von
§ 43 b Absatz 1 und 2. Die empfangende Stelle ist dar-
über hinaus auf Bedingungen und besondere Verarbei-
tungsbeschränkungen, insbesondere Fristen, nach
deren Ablauf die Daten zu löschen, zu sperren oder
auf die Erforderlichkeit ihrer fortgesetzten Speiche-
rung zu prüfen sind, hinzuweisen.

(3) Die Polizei hat die Übermittlung personenbe -
zogener Daten zu dokumentieren. Wird festgestellt,
dass unrichtige Daten oder Daten unrechtmäßig
übermittelt worden sind, ist dies der empfangenden
Stelle unverzüglich mitzuteilen.“

11. Nach § 43 werden folgende §§ 43 a bis 43 c einge-
fügt:

„§ 43 a

Übermittlung personenbezogener Daten an
Mitgliedstaaten der Europäischen Union aufgrund

des Rahmenbeschlusses 2006/960/JI 

(1) Auf ein Ersuchen einer Polizeibehörde oder einer
sonstigen für die Verhütung und Verfolgung von
Straftaten zuständigen öffentlichen Stelle eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union kann der Po -
lizeivollzugsdienst personenbezogene Daten zum
Zwecke der Verhütung von Straftaten übermitteln.
Für die Übermittlung dieser Daten gelten die Vor-
schriften über die Datenübermittlung im innerstaat -
lichen Bereich entsprechend.

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach
Absatz 1 ist nur zulässig, wenn das Ersuchen min -
des tens folgende Angaben enthält:

1. die Bezeichnung und die Anschrift der ersuchen-
den Behörde,

2. die Bezeichnung der Straftat, zu deren Verhütung
die Daten benötigt werden,

3. die Beschreibung des Sachverhalts, der dem Er -
suchen zugrunde liegt,

4. die Benennung des Zwecks, zu dem die Daten er-
beten werden,

5. den Zusammenhang zwischen dem Zweck, zu
dem die Informationen oder Erkenntnisse erbeten
werden, und der Person, auf die sich diese Infor-
mationen beziehen,

6. Einzelheiten zur Identität der betroffenen Person,
soweit sich das Ersuchen auf eine bekannte Per-
son bezieht, und

7. Gründe für die Annahme, dass sachdienliche In-
formationen und Erkenntnisse im Inland vorlie-
gen.

(3) Der Polizeivollzugsdienst kann auch ohne Er -
suchen personenbezogene Daten an eine Polizei-
behörde oder eine sonstige für die Verhütung oder
Verfolgung von Straftaten zuständige öffentliche
Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen Union
übermitteln, wenn Tatsachen die Annahme rechtfer-
tigen, dass eine Straftat im Sinne des Artikels 2 Ab-
satz 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates
vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitglied-
staaten (ABl. L 190 vom 18. 7. 2002, S. 1) begangen
werden soll und konkrete Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, dass die Übermittlung dieser personenbe -
zogenen Daten dazu beitragen könnte, eine solche
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Straftat zu verhindern. Für die Übermittlung dieser
Daten gelten die Vorschriften über die Datenüber-
mittlung im innerstaatlichen Bereich entsprechend.

(4) Die Zulässigkeit der Übermittlung personenbezo-
gener Daten an eine Polizeibehörde oder eine sons -
tige für die Verhütung und Verfolgung von Straftaten
zuständige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates
der Europäischen Union auf Grundlage von § 43 Ab-
satz 1 bleibt unberührt.

(5) Die Datenübermittlung nach Absatz 1 und 3 un-
terbleibt über die in § 43 Absatz 2 Satz 1 genannten
Gründe hinaus auch dann, wenn

1. hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des
Bundes oder eines Landes beeinträchtigt würden,

2. die Übermittlung der Daten zu den in Artikel 6
des Vertrages über die Europäische Union enthal-
tenen Grundsätzen in Widerspruch stünde,

3. die zu übermittelnden Daten bei der ersuchten
Behörde nicht vorhanden sind und nur durch das
Ergreifen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden
können oder

4. die Übermittlung der Daten unverhältnismäßig
wäre oder die Daten für die Zwecke, für die sie
übermittelt werden sollen, nicht erforderlich sind.

(6) Die Datenübermittlung nach Absatz 1 und 3 kann
darüber hinaus auch unterbleiben, wenn

1. die zu übermittelnden Daten bei der ersuchten
Stelle nicht vorhanden sind, jedoch ohne das Er-
greifen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden
können,

2. hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder
Leib, Leben oder Freiheit einer Person gefährdet
würde oder

3. die Tat, zu deren Verhütung die Daten übermittelt
werden sollen, nach deutschem Recht mit einer
Freiheitsstrafe von im Höchstmaß einem Jahr oder
weniger bedroht ist.

(7) Als Polizeibehörde oder sonstige für die Ver -
hütung und Verfolgung von Straftaten zuständige öf-
fentliche Stelle eines Mitgliedstaates der Europä -
ischen Union im Sinne der Absätze 1 und 3 gilt jede
Stelle, die von diesem Staat gemäß Artikel 2 Buch-
stabe a des Rahmenbeschlusses 2006/960/JI des Ra -
tes vom 18. Dezember 2006 über die Vereinfachung
des Austauschs von Informationen und Erkenntnissen
zwischen Strafverfolgungsbehörden der Mitglied-
staaten der Europäischen Union (ABl. L 386 vom
29. 12. 2006, S. 89, ber. ABl. L. 75 vom 15. 3. 2007,
S. 26) benannt wurde.

(8) Die Absätze 1 bis 7 finden auch Anwendung auf
die Übermittlung von personenbezogenen Daten an

Polizeibehörden oder sonstige für die Verhütung und
Verfolgung von Straftaten zuständige öffentliche Stel-
len eines Staates, der die Bestimmungen des Schen-
gen-Besitzstandes aufgrund eines Assoziierungs über -
einkommens mit der Europäischen Union über die
Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schen-
gen-Besitzstandes anwendet (Schengen-assoziierter
Staat).

§ 43 b

Verarbeitung von Daten, die im Rahmen 
der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit 
in Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union übermittelt worden sind

(1) Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justi-
ziellen Zusammenarbeit in Strafsachen zwischen den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union an die Poli-
zei übermittelt worden sind, dürfen ohne Zustim-
mung der übermittelnden Stelle oder Einwilligung
der betroffenen Person nur für die Zwecke verarbei-
tet werden, für die sie übermittelt wurden oder 

1. zur Verhütung von Straftaten, zur Strafverfolgung
oder zur Strafvollstreckung,

2. für andere justizielle und verwaltungsbehördliche
Verfahren, die mit der Verhütung von Straftaten,
der Strafverfolgung oder der Strafvollstreckung
unmittelbar zusammenhängen,

3. zur Abwehr einer gegenwärtigen und erheblichen
Gefahr für die öffentliche Sicherheit.

(2) Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justi-
ziellen Zusammenarbeit in Strafsachen zwischen den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union nach dem
Rahmenbeschluss 2006/960/JI an die Polizei über-
mittelt worden sind, dürfen nur für die Zwecke, für
die sie übermittelt wurden oder zur Abwehr einer ge-
genwärtigen und erheblichen Gefahr für die öffent -
liche Sicherheit verarbeitet werden. Für einen ande-
ren Zweck dürfen sie nur verarbeitet werden, wenn
die übermittelnde Stelle zugestimmt hat. 

(3) Die übermittelten Daten sind zu kennzeichnen.
Die empfangende Stelle hat von der übermittelnden
Stelle mitgeteilte Bedingungen und besondere Verar-
beitungsbeschränkungen, insbesondere Fristen, nach
deren Ablauf die Daten zu löschen, zu sperren oder
auf die Erforderlichkeit ihrer fortgesetzten Speiche-
rung zu prüfen sind, zu beachten. Hat die übermit-
telnde Stelle eine nach ihrem innerstaatlichen Recht
geltende Sperr- oder Löschfrist mitgeteilt, dürfen die
Daten nach Ablauf dieser Frist nur noch für laufende
Strafverfolgungs- oder Strafvollstreckungsverfahren
verarbeitet werden. Hat die übermittelnde Stelle mit-
geteilt, dass unrichtige Daten oder Daten unrecht-
mäßig übermittelt wurden, sind diese unverzüglich
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zu berichtigen, zu löschen oder zu sperren. Der über-
mittelnden Stelle ist auf deren Ersuchen zu Zwecken
der Datenschutzkontrolle Auskunft darüber zu ertei-
len, wie die übermittelten Daten verarbeitet wurden.

(4) Die übermittelten Daten dürfen mit Zustimmung
der übermittelnden Stelle an andere öffentliche Stel-
len außerhalb des Anwendungsbereichs des Rahmen-
beschlusses 2008/977/JI des Rates vom 27. Novem-
ber 2008 über den Schutz personenbezogener Daten,
die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zu-
sammenarbeit in Strafsachen verarbeitet werden
(ABl. L 350 vom 30.12.2008, S. 60) oder an interna-
tionale Einrichtungen weiterübermittelt werden, soweit
dies zur Verhütung von Straftaten, zur Strafverfolgung
oder zur Strafvollstreckung erforderlich ist und

1. der Empfänger ein angemessenes Datenschutz -
niveau gewährleistet,

2. die Weiterübermittlung aufgrund überwiegender
Interessen der betroffenen Person oder überwie-
gender öffentlicher Interessen erforderlich ist oder 

3. die empfangende Stelle im Einzelfall angemes -
sene Garantien bietet.

Ohne Zustimmung ist eine Weiterübermittlung nur
zulässig, soweit dies zur Wahrung wesentlicher In-
teressen eines Mitgliedstaates oder zur Abwehr einer
gegenwärtigen und erheblichen Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit erforderlich ist und die Zustim-
mung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann. Die
für die Erteilung der Zustimmung zuständige Stelle
des übermittelnden Mitgliedstaates ist hiervon unver-
züglich zu unterrichten.

(5) Die übermittelten Daten dürfen innerhalb der Eu-
ropäischen Union an Stellen außerhalb des öffent -
lichen Bereichs nur mit Zustimmung der übermit-
telnden Stelle weiterübermittelt werden, soweit dies
zur 

1. Verhütung von Straftaten, 

2. zur Strafverfolgung,

3. zur Strafvollstreckung, 

4. zur Abwehr einer gegenwärtigen und erheblichen
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder

5. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Rechte Einzelner

erforderlich ist und überwiegende schutzwürdige In-
teressen des Betroffenen nicht entgegenstehen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für
Schengen-assoziierte Staaten sowie Behörden und
Informationssysteme, die aufgrund des Vertrages
über die Europäische Union oder des Vertrages zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft errichtet
worden sind.

(7) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist
bei Vorabkontrollen (§ 12 des Landesdatenschutzge-
setzes) für neu zu errichtende Dateien, in denen
Daten nach Absatz 1 oder 2 verarbeitet werden, an-
zuhören. 

(8) § 25 Absatz 1 Satz 2 des Landesdatenschutzgeset-
zes gilt mit der Maßgabe, dass sich die Polizei nicht
auf die Unrichtigkeit der übermittelten Daten berufen
kann.

§ 43 c

Übermittlung und Verarbeitung personen-
bezogener Daten an Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union aufgrund des 
Ratsbeschlusses 2008/615/JI

Die Bestimmungen des Beschlusses des Rates
2008/615/JI vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesonde-
re zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenz -
überschreitenden Kriminalität (ABl. L 210 vom 
6. 8. 2008, S. 1) sind bei der polizeilichen Zusam-
menarbeit mit den Mitgliedstaaten der Europä ischen
Union anwendbar.“

12. § 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Der Polizeivollzugsdienst ist neben den Poli-
zeibehörden zuständig für Maßnahmen nach § 20
Absatz 1, 2, 4 und 5, §§ 26, 27, § 27 a Absatz 1, 
§§ 28 bis 33, 37, 42 Absatz 2 und 7, § 43 Absatz 1,
§ 43 a Absatz 1 und 3 und § 44 dieses Gesetzes
sowie § 18 des Landesdatenschutzgesetzes.“

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 ein-
gefügt:

„(4) Der Polizeivollzugsdienst ist neben den Ge-
sundheitsämtern zuständig für die Anordnung von
Maßnahmen nach § 25 Absatz 1 sowie § 26 Ab-
satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes, wenn
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine
Übertragung besonders gefährlicher Krankheitser-
reger, wie insbesondere Hepatitis B-Virus, Hepa-
titis C-Virus oder Humanes Immundefizienzvirus
(HIV), auf eine andere Person stattgefunden hat,
für diese daher eine Gefahr für Leib oder Leben
bestehen könnte und die Kenntnis des Unter -
suchungsergebnisses für die Abwehr der Gefahr
erforderlich ist.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

13. § 78 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Das Gleiche gilt für ausländische Bedienstete von
Polizeibehörden und Polizeidienststellen, soweit völ-
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kerrechtliche Vereinbarungen oder der Beschluss des
Rates 2008/615/JI dies vorsehen oder das Innenminis -
terium Amtshandlungen dieser Polizeibehörden oder
Polizeidienststellen allgemein oder im Einzelfall zu-
stimmt.“

14. In § 79 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Ver-
einbarungen“ die Wörter „oder den Beschluss des
Rates 2008/615/JI“ eingefügt.

15. § 84 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 wird wie folgt ge -
fasst:

„9. die Voraussetzungen der Bestellung, die Ausbil-
dung, die Dienstkleidung, die Gestaltung der
Dienstausweise, die Ausrüstung und die Auf -
gaben der gemeindlichen Vollzugsbediensteten
(§ 80).“

Artikel 2

Änderung des Gesetzes zur Änderung des 
Polizei gesetzes vom 18. November 2008

Das Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes vom 
18. November 2008 (GBl. S. 390) wird wie folgt geän-
dert:

Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 wird aufgehoben.

Artikel 3

Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes

Das Gesetz zur Ausführung des Personenstandsgesetzes
vom 3. Dezember 2008 (GBl. S. 434) wird wie folgt
geändert:

Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt:

„§ 4 a

Automatisiertes Abrufverfahren

Die Standesämter haben den Personen, die in der zu-
ständigen unteren Fachaufsichtsbehörde mit der Stan-
desamtsaufsicht betraut sind, zur Erfüllung dieser Auf-
gaben den Abruf der in ihrem elektronischen Personen-
standsregister gespeicherten personenbezogenen Daten
mit Ausnahme der mit einem Sperrvermerk nach § 64
des Personenstandsgesetzes versehenen Daten zu er-
möglichen.“

Artikel 4

Einschränkungen von Grundrechten

(1) Durch Artikel 1 Nummer 3 wird das Fernmeldege-
heimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes) und das Eigen-
tum (Artikel 14 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

(2) Durch Artikel 1 Nummer 11 wird das Recht auf
Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz
2 Satz 1 des Grundgesetzes), die Freiheit der Person (Ar -
tikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), das Brief-,
Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des Grundge-
setzes), die Freizügigkeit (Artikel 11 des Grundgeset-
zes), die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes) und das Eigentum (Artikel 14 des Grund-
gesetzes) eingeschränkt.

(3) Durch Artikel 1 Nummer 12 wird das Recht auf kör-
perliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des
Grundgesetzes) und die Freizügigkeit (Artikel 11 des
Grundgesetzes) eingeschränkt.

(4) Durch Artikel 1 Nummer 13 wird das Recht auf
Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz
2 Satz 1 des Grundgesetzes), die Freiheit der Person (Ar -
tikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), das Brief-,
Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des Grundge-
setzes), die Freizügigkeit (Artikel 11 des Grundgesetzes),
die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grund gesetzes) und das Eigentum (Artikel 14 des Grund -
gesetzes) eingeschränkt.

(5) Durch Artikel 2 werden das Fernmeldegeheimnis
(Artikel 10 des Grundgesetzes) und das Eigentum (Ar -
tikel 14 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.
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